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Landesverfassungsrecht

Senat von Berlin hat parlamentarisches Fragerecht verletzt
Weil der Senat von Berlin nicht tragfähig begründet hat, 
warum er die Frage eines Abgeordneten nach den 20 häu­
figsten Vornamen bestimmter Tatverdächtiger nicht beant­
worten will, hat er das parlamentarisches Fragerecht aus 
Art. 45 Abs. 1 der Verfassung von Berlin verletzt. Das hat 
der Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin mit Beschluss 
vom 13. Mai 2025 entschieden. Das Organstreitverfahren 
des Abgeordneten hatte damit Erfolg, Az. VerfGH 67/24.
Zu beurteilen war die Antwort auf die Schriftliche Anfrage 
eines Abgeordneten der Fraktion der AfD, der vom Senat 
von Berlin Auskünfte zu den in Berlin im Jahr 2023 polizei­
lich erfassten Straftaten mit einem Messer als Tatmittel er­
halten und dabei unter anderem die 20 häufigsten Vornamen 
von Tatverdächtigen mit deutscher Staatsangehörigkeit wis­
sen wollte. Der Senat beantwortete die Fragen weitgehend, 
lehnte aber eine Mitteilung der Vornamen im Wesentlichen 
unter Hinweis auf die Persönlichkeitsrechte der betroffenen 
Tatverdächtigen ab. Er war der Auffassung, es bestehe ein 
hohes Risiko der Identifizierbarkeit zumindest einzelner Tat­
verdächtiger einschließlich des Risikos von Fehlidentifizie­
rungen.
Diese Begründung überzeugte den VerfGH nicht. Die Veröf­
fentlichung von Vornamen konkreter natürlicher Personen 
stellt zwar einen Eingriff in das Grundrecht auf Schutz 
der persönlichen Daten dar, der dem parlamentarischen Aus­
kunftsanspruch Grenzen setzen kann. Die Annahme eines re­
levanten Identifizierungsrisikos für konkrete Einzelpersonen 
erschien dem VerfGH jedoch nicht plausibel, denn die 20 
häufigsten Vornamen betrafen nur einen kleinen Ausschnitt 
aus der großen Anzahl von fast 1.200 Tatverdächtigen, 
deren Taten sich über den Zeitraum eines ganzen Jahres 
erstreckten. Entsprechend seiner ständigen Rechtsprechung 
und der Rechtsprechung des BVerfG war der VerfGH auf 
die Prüfung der vorgerichtlichen Argumente beschränkt. Auf 
die erst im gerichtlichen Verfahren vorgetragenen Erwägun­
gen des Senats zu Missbrauchsgefahren und der Befürchtung 
einer pauschalen Abwertung von deutschen Staatsangehöri­
gen mit vermeintlichem Migrationshintergrund kam es da­
her nicht an.
Der Senat von Berlin muss nun erneut über die Beantwor­
tung der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten entschei­
den.
Quelle: Pressemitteilung des VerfGH des Landes Berlin Nr. 4/2025 vom 
4. Juni 2025

Kommunalverfassungsrecht

Ausschluss aus Fraktion vorläufig suspendiert
Das Verwaltungsgericht Chemnitz hat im Eilverfahren vom 
3. Juni 2025 dem Antrag eines Mitglieds der AfD-Stadtrats­
fraktion Chemnitz stattgegeben und die Fraktion verpflich­
tet, den Antragsteller vorläufig bis zu einer rechtskräftigen 
Entscheidung in der Hauptsache mit allen Rechten und 
Pflichten eines Fraktionsmitglieds zur Fraktionsarbeit zuzu­
lassen. Dies gilt mit der Maßgabe, dass die Wirkungen dieses 
Beschlusses entfallen, wenn der Antragsteller nicht binnen 
zwei Monaten nach Ablauf der für diesen Beschluss gelten­
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den Beschwerdefrist eine Klärung des Rechtsstreits im 
Hauptsacheverfahren veranlasst, Az. 5 L 306/25.
Zur Begründung führt die 5. Kammer im Wesentlichen aus, 
der am 12. Mai 2025 bei Gericht eingegangene Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung, mit dem der Antrag­
steller sich gegen seinen Fraktionsausschluss durch Beschluss 
der Antragsgegnerin vom 24. April 2025 wendet, sei be­
gründet. Denn der Fraktionsausschluss begegne ernstlichen 
Zweifeln. Nach § 9 Abs. 1 der Geschäftsordnung der An­
tragsgegnerin kann die Fraktionsversammlung in geheimer 
Abstimmung aus wichtigem Grund den Ausschluss von Mit­
gliedern der Fraktion beschließen. Ein wichtiger Grund sei 
vorliegend weder dargelegt noch erkennbar. Der schlagwort­
artige Vortrag, dass der Antragsteller auf dem Kreisparteitag 
»Korruptionsvorwürfe« erhoben habe, genüge ohne nähere 
Erläuterung nicht. Die Kammer habe auch Zweifel im Hin­
blick auf die Verhältnismäßigkeit des Fraktionsausschlusses. 
Als Ultima Ratio dürfe der Fraktionsausschluss nur erfolgen, 
wenn mildere Mittel nicht gegeben sind. Vorliegend sei es 
denkbar gewesen, den Antragsteller nach fraktionsinterner 
Aufarbeitung der von ihm erhobenen Vorwürfe zunächst ab­
zumahnen. Ein sofortiger Fraktionsausschluss innerhalb ei­
nes so kurz bemessenen Zeitraums erscheine hingegen unan­
gemessen.
Quelle: Pressemitteilung des VG Chemnitz vom 6. Juni 2025

Kommunalabgabenrecht
Potsdamer Wasser- und Abwassergebühren waren rechtswidrig
Die Erhebung von Gebühren für die Versorgung mit Trink­
wasser und Entsorgung von Schmutzwasser sowie von Nie­
derschlagswasser durch die Landeshauptstadt Potsdam war 
bezogen auf die Jahre 2010, 2011 und 2012 nicht rechtmä­
ßig. Das hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden­
burg mit drei Urteilen vom 14. Mai 2025 entschieden, Az. 
OVG 9 B 14/19, OVG 9 B 22/19 und OVG 9 B 23/19.
Gegenstand der drei Verfahren waren einerseits Bescheide 
zu Trinkwasser- und Schmutzwassergebühren betreffend die 
Jahre 2010, 2011 sowie 2012 und andererseits Bescheide zu 
Niederschlagswasser für das Jahr 2010.
Die beklagte Landeshauptstadt Potsdam lässt die Ver- oder 
Entsorgung durch eine Fremdleisterin durchführen. Das ist 
seit 2002 die Energie und Wasser Potsdam GmbH, an der 
die Stadtwerke zu 65 % beteiligt sind. Die Leistung wird auf 
der Grundlage eines Ver- und Entsorgungsvertrages aus dem 
Jahr 1998 erbracht. Das Stadt zahlt hierfür ein Entgelt, das 
in die Gebühren einfließt, die von Bürgern durch Bescheid 
erhoben werden.
Die Rechtswidrigkeit der Gebührenbescheide sah der Senat 
darin begründet, dass die Angemessenheit des an die GmbH 
entrichteten Entgelts nicht plausibel gemacht worden sei.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 14/2025 vom 
14. Mai 2025

Straßen- und Wegerecht
Erneuerung der L 20 im Landkreis Oberhavel kann durchgeführt 
werden
Die Bauarbeiten auf der Landesstraße L 20 zwischen Velten 
und Pinnow zur Verbesserung der Straßenverhältnisse dür­
fen beginnen. Das hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg in einem Eilverfahren vom 18. Juni 2025 ent­
schieden und damit einen Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Potsdam geändert, Az. OVG 1 S 35/25.
Die Antragstellerin betreibt einen Wasserski- und Wasserver­
gnügungspark an der L 20 im Streckenabschnitt zwischen 
Velten und Pinnow. Unter anderem dort plant der Landesbe­
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trieb Straßenwesen, die L 20 in drei Bauabschnitten zu sa­
nieren. Die für knapp vier Monate geplanten Arbeiten soll­
ten am 12. Mai 2025 beginnen. Gegen diese Straßenbauar­
beiten setzte sich die Antragstellerin gerichtlich zur Wehr. 
Wegen des zu erwartenden Kundenrückgangs infolge der Sa­
nierungsarbeiten sei ihr Betrieb in seiner Existenz gefährdet. 
Das von ihr angerufene VG Potsdam gab dem Eilantrag statt 
und dem Landesbetrieb per einstweiliger Anordnung auf, die 
Straßenbauarbeiten auf der L 20 zwischen Velten und Pin­
now für den geplanten Zeitraum zu unterlassen.
Die dagegen erhobene Beschwerde des Landesbetriebs Stra­
ßenwesen hatte vor dem 1. Senat des OVG Erfolg. Nach 
Auffassung des Senats ist das Recht der Antragstellerin auf 
Anliegergebrauch durch die Straßenbauarbeiten nicht unver­
hältnismäßig beeinträchtigt, da der Zugang zu ihrem Be­
triebsgrundstück aufgrund der in drei Bauabschnitten durch­
geführten Maßnahmen jeweils zumindest aus einer Richtung 
möglich bleibt. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die 
Beeinträchtigung ihres Gewerbebetriebs durch § 22 Abs. 6 
Satz 1 des Brandenburgischen Straßengesetzes aufgefangen 
wird. Danach kann bei Gefährdungen der wirtschaftlichen 
Existenz eines anliegenden Betriebes durch Straßenbauarbei­
ten eine Entschädigung beansprucht werden, um das Fortbe­
stehen des Betriebes bei Anspannung der eigenen Kräfte und 
unter Berücksichtigung der gegebenen Anpassungsmöglich­
keiten zu sichern. Die Anordnung der Straßenbauarbeiten 
sind entgegen der Ansicht des VG auch nicht ermessensfeh­
lerhaft, weil sie im Zeitraum von September bis November/
Dezember hätten durchgeführt werden können. Der Landes­
betrieb Straßenwesen hat mit der Beschwerde nachvollzieh­
bar dargelegt, dass sich die Straßenbauarbeiten in der kalten 
Jahreszeit nicht ohne weiteres mit der notwendigen Pla­
nungssicherheit durchführen lassen.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 21/2025 vom 
18. Juni 2025

Luftverkehrsrecht

Eilantrag eines Luftsportvereins gegen ein Höhenwindrad 
erfolglos
Der Eilantrag eines Luftsportvereins gegen die Genehmigung 
eines Höhenwindrades im Süden von Brandenburg hat kei­
nen Erfolg. Das hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg mit Beschluss vom 27. Mai 2025 entschieden, 
Az. OVG 7 S 10/25.
Der antragstellende Luftsportverein betrieb von einem mitt­
lerweile stillgelegten Sonderlandeplatz aus Flugsport, insbe­
sondere Segelflug. Eigentümer des Flugplatzes ist eine Flug­
platzbetriebsgesellschaft, deren Gesellschafter zwei anliegen­
de Gemeinden sind. Für den Betrieb des Flugplatzes gewähr­
te das Land Brandenburg dem Antragsteller eine bis 2030 
befristete Förderung. Im Jahr 2024 kündigte die Flugplatz­
betriebsgesellschaft den ursprünglich bis 2030 befristeten 
Mietvertrag. Auf ihren Antrag widerrief die Luftfahrtbehör­
de die Betriebsgenehmigung für den Sonderlandeplatz. Der 
Flugbetrieb wurde im Oktober 2024 eingestellt und die luft­
verkehrsspezifischen Einrichtungen, Navigationshilfen und 
Betriebsanlagen wurden zurückgebaut. Im November 2024 
beschloss die Flugplatzbetriebsgesellschaft die endgültige 
Schließung des Flugplatzes. Im Dezember 2024 erteilte das 
Landesamt für Umwelt die Genehmigung für ein Höhen­
windrad mit einer Gesamthöhe von ca. 363 Metern, welches 
sich in ca. 1.900 m Entfernung von dem ehemaligen Sonder­
landeplatz befindet.
Der Luftsportverein begründete seinen Eilantrag mit der Be­
einträchtigung seines Flugbetriebs und einer Gefährdung des 
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Luftverkehrs durch die Windenergieanlage. Die bis 2030 ge­
währte Förderung stehe einer vorzeitigen Beendigung des 
Flugbetriebs entgegen.
Der 7. Senat des OVG lehnte den Eilantrag ab. Der An­
trag ist unzulässig, da dem Antragsteller die erforderliche 
Antragsbefugnis fehlt. Die Ausübung des Flugsports ist nicht 
ursächlich durch das Windenergievorhaben beeinträchtigt, 
sondern durch die schon zuvor erfolgte Einstellung des Flug­
betriebs. Als privatrechtlicher Nutzer kann der Antragsteller 
nicht verlangen, dass die Flugplatzbetriebsgesellschaft gegen 
ihren Willen zu einer Fortführung des Betriebs verpflichtet 
wird. Ergänzend wies der Senat darauf hin, dass der Antrag­
steller auch mit seinem weiteren Vortrag keine Verletzung 
eigener Rechte aufzeigt.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 17/2025 vom 
28. Mai 2025

Kinder- und Jugendhilferecht

Aufhebung der Betriebserlaubnis für Kita des Conni e. V. in der 
Dresdner Neustadt war rechtswidrig
Das Verwaltungsgericht Dresden hat mit Urteil vom 14. Mai 
2025 entschieden, dass die Aufhebung der Betriebserlaubnis 
für den „Kinderladen Conni“ des AZ (Alternatives Zen­
trum) Conni e. V. in der Dresdner Neustadt rechtswidrig 
war, Az. 1 K 2372/23.
Der Conni e. V. betreibt auf einem Gelände in der Dresdner 
Neustadt als „Alternatives Zentrum“ mehrere Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendarbeit, darunter den als Kindertages­
stätte genehmigungspflichtigen „Kinderladen Conni“. Das 
zuständige Landesjugendamt hat die Betriebserlaubnis für 
diesen Kindergarten mit Bescheid vom 19. Dezember 2023 
aufgehoben (§ 45 Abs. 7 des Sozialgesetzbuches (SGB) VIII). 
Anlass für diese Entscheidung war eine Elternbeschwerde 
über ein Hausverbot, das gegenüber dem Vater eines Kinder­
gartenkindes ausgesprochen und mit dessen Beruf als Poli­
zist begründet wurde. Daraus sowie aus weiteren, im Nach­
gang an die Beschwerde ermittelten Umständen zur Jugend­
arbeit des Klägers hat das Landesjugendamt den Schluss ge­
zogen, dass dieser die freiheitlich-demokratische Grundord­
nung der Bundesrepublik Deutschland nicht anerkenne, ihm 
daher die für die Erlaubnis erforderliche Zuverlässigkeit feh­
le (§ 45 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 SGB VIII) und in der Folge das 
Kindeswohl in der Einrichtung nicht mehr gewährleistet sei 
(§ 45 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII). Der Kläger hat den Ausschluss 
des Polizisten im Wesentlichen damit gerechtfertigt, dass er 
sein Gelände als Schutzraum für seine Jugendarbeit betrach­
te und Personen, die diesem Konzept nicht entsprächen, von 
seinem Privatbesitz fernhalten dürfe, um die sozialpädagogi­
schen Voraussetzungen für diese Jugendarbeit sicherzustel­
len.  
Die 1. Kammer des VG, die im Eilverfahren bereits die auf­
schiebende Wirkung der Klage angeordnet hat, hat den Auf­
hebungsbescheid des Landesjugendamtes nunmehr aufgeho­
ben. Sie hat sich nicht davon überzeugen können, dass das 
dem Vater erteilte Hausverbot den von der Behörde gezoge­
nen Schluss auf eine Kindeswohlgefährdung zulasse (§ 45 
Abs. 7 Satz 1 SGB VIII) oder die Aufhebung der Betriebser­
laubnis eine verhältnismäßige Reaktion gewesen sei, um auf 
die durch den Ausschluss des Vaters möglicherweise hervor­
gerufenen Zweifel an der Zuverlässigkeit des Klägers als 
Träger der Einrichtung zu reagieren (§ 45 Abs. 7 Satz 2 
SGB VIII). Zu klären war insbesondere die Frage, ob und 
unter welchen Voraussetzungen es dem Kläger erlaubt sein
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Fortsetzung von Seite IV

könne, Kinder von dem Besuch seines Kindergartens auszu­
schließen, weil ein Elternteil als Polizist arbeitet. Dabei hat 
die Kammer darauf hingewiesen, dass den Kläger allein auf­
grund der Aufnahme des Kindergartens in den Bedarfsplan 
der Landeshauptstadt Dresden oder aufgrund des Wunsch- 
und Wahlrechts der Eltern im Kinder- und Jugendhilferecht 
kein der Rechtsbindung des Staates entsprechendes oder ver­
gleichbares Diskriminierungsverbot treffe. Der Kläger hat 
die Entscheidung, Kinder von Polizisten nicht in den Kinder­
garten aufnehmen zu wollen, für die Kammer tragfähig da­
mit begründen können, dass die grundsätzliche Abwesenheit 
von Polizisten eine Gelingensbedingung für seine Jugendar­
beit auf dem Gelände sei. Eine auf diese Weise begründete 
Ungleichbehandlung nach dem Beruf der Eltern dürfe er als 
privater Träger vornehmen.
Quelle: Pressemitteilung des VG Dresden vom 15. Mai 2025

Pflege- und Betreuungsrecht
Einzelzimmergebot für brandenburgische Pflegeheime ist 
wirksam
Das Verwaltungsgericht Cottbus hat mit Urteil vom 26. Mai 
2025 die Klage der Betreiberin eines Senioren-Wohnparks 
gegen das Landesamt für Soziales und Versorgung des Lan­
des Brandenburg um das Einzelzimmergebot der Struktur­
qualitätsverordnung aus dem Jahr 2010 im Wesentlichen ab­
gelehnt, Az. VG 4 K 1645/20.
Die Klägerin hatte insbesondere die Feststellung begehrt, 
dass die von ihr in dem Heim bisher als Doppelzimmer 
genutzten Räume auch weiterhin mit zwei Personen belegt 
werden könnten. Sie wandte sich damit gegen eine Regelung 
der im Juli 2010 in Kraft getretenen Strukturqualitätsver­
ordnung des Ministers für Arbeit, Soziales, Frauen und Fa­
milie, wonach das „unmittelbare Wohnumfeld“ nur einer 
Bewohnerin oder einem Bewohner zur Verfügung stehen 
soll.
Die 4. Kammer begründete, dass die Rechtsverordnung auch 
angesichts der Berufsfreiheit der Klägerin keinen durchgrei­
fenden verfassungsrechtlichen Bedenken unterliege. Die Bele­
gung eines Zimmers mit zwei Personen komme allein aus 
fachlichen Gründen in Betracht, etwa, wenn Bewohnerin­
nen oder Bewohner dies ausdrücklich wünschten oder wenn 
einer ansonsten drohenden Isolation entgegenzuwirken sei.
Die von der Klägerin angeführten rechtlichen und wirt­
schaftlichen Umsetzungsschwierigkeiten des Einzelzimmer­
gebots könnten lediglich bei der Bestimmung der Frist für 
die Angleichung der Räumlichkeiten an die gesetzlichen Vor­
gaben Berücksichtigung finden. Diese Frist müsse, anders als 
das von der Behörde hier gewährte halbe Jahr, angemessen 
sein.
Wegen grundsätzlicher Bedeutung hat die Kammer hat die 
Berufung gegen das Urteil zugelassen.
Quelle: Pressemitteilung des VG Cottbus Nr. 3/2025 vom 27. Mai 2025

Infektionsschutzrecht
Infizierung mit Corona-Virus nicht immer Arbeitsunfall
Das Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg hat sich in 
einer Entscheidung vom 27. Mai 2025 mit der Frage befasst, 
unter welchen Voraussetzungen es einen Arbeitsunfall dar­
stellt, wenn bei einem Beschäftigen eine Infektion mit dem 
Covid-19-Virus festgestellt wird, Az. L 3 U 174/23.
Der seinerzeit 45-jährige Brandenburger arbeitete als Pro­
jektleiter bei einer Firma mit rund 130 Beschäftigten. Ihm 
stand ein Einzelbüro mit zwei Fenstern zur Verfügung, das 
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zugleich als Kopierzimmer der Fertigungsleitung diente. Da­
her hielten sich mehrfach täglich die beiden Mitarbeitenden 
der Fertigungsleitung kurzzeitig in seinem Büro auf. Soweit 
dabei der Sicherheitsabstand von 1,5 Metern nicht eingehal­
ten werden konnte, trugen sie einen Mund-Nasen-Schutz. 
Zusätzlich erfolgten zweimal wöchentlich Testungen auf das 
Covid-19-Virus, die bei dem Kläger zuletzt am 9. April 2021 
negativ ausfielen. Mit den beiden Mitarbeitenden der Ferti­
gungsleitung traf er sich am 9. April 2021 zu einem gemein­
samen Frühstück und am 12. April 2021 zu einer mindes­
tens zweistündigen Dienstbesprechung, an der auch noch 
der Geschäftsführer und weitere Beschäftigte des Hauses 
teilnahmen. Am Folgetag wurden sowohl der Kläger als 
auch beide Mitarbeitende der Fertigungsleitung positiv auf 
das Covid-19-Virus getestet. Der Geschäftsführer war be­
reits am Vortag positiv getestet worden, ohne dass der Klä­
ger vor diesem Tag persönlichen Kontakt zu ihm gehabt ha­
ben will. Insgesamt waren im April 2021 sechs Beschäftigte 
des Unternehmens nachweislich mit dem Covid-19-Virus in­
fiziert. Der Gesundheitszustand des infizierten Klägers ver­
schlechterte sich in der Folgezeit drastisch, so dass er rund 
zwei Wochen lang stationär im Krankenhaus behandelt wer­
den musste.

Die Berufsgenossenschaft lehnte es ab, die Infektion mit 
dem Covid-19-Virus als Arbeitsunfall anzuerkennen und für 
die ärztliche Behandlung und Entschädigung aufzukommen. 
Eine konkrete Person („Index-Person“), auf die die Infektion 
zurückzuführen sei, habe nicht festgestellt werden können. 
Eine Ansteckung im nicht versicherten, privaten Umfeld sei 
bei lebensnaher Betrachtung nicht ausgeschlossen. Die hier­
gegen gerichtete Klage vor dem Sozialgericht Potsdam blieb 
ohne Erfolg.

Der 3. Senat des LSG hat die Entscheidung des Sozialge­
richts bestätigt. Er hat ausgeführt, dass das Ereignis vom 
April 2021 keinen Arbeitsunfall darstelle. Eine Infektion mit 
dem Covid-19-Virus komme zwar grundsätzlich als Unfall­
ereignis in Betracht. Das Eindringen eines Krankheitserre­
gers in den Körper und die nachfolgende Symptomatik stell­
ten ein geeignetes Ereignis bzw. einen geeigneten Gesund­
heitsschaden dar. Allerdings fehle es hier an dem erforder­
lichen Vollbeweis, dass sich die Übertragung des Virus tat­
sächlich am Arbeitsplatz des Projektleiters zugetragen habe. 
Zwar müsse für den Nachweis nicht zwingend ein intensiver 
Kontakt mit einer infektiösen Person („Index-Person“) wäh­
rend der Arbeit stattgefunden haben. Es genüge aber auch 
nicht, dass das Risiko auf der Arbeitsstelle allein wegen der 
größeren Anzahl an Kontakten höher als im Privatbereich 
gewesen sei. Hier habe der Projektleiter zwar nachweislich 
beruflichen Kontakt zu Mitarbeitenden gehabt, die entweder 
am selben Tag oder am Vortag positiv getestet worden seien. 
Denklogisch sei es aber erforderlich, dass eine andere Person 
zuvor infiziert gewesen sein muss, damit der Kläger sich bei 
dieser anstecken konnte. Hier sei unklar, wer sich bei wem 
am Arbeitsplatz angesteckt haben will bzw. ob nicht sogar 
der Projektleiter selbst die zuerst infizierte Person gewesen 
ist. Letztlich sei nicht aufklärbar, ob sich der Projektleiter 
im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit oder angesichts der 
pandemischen Ausbreitung des Covid-19-Virus zum damali­
gen Zeitpunkt außerberuflich infiziert habe. Seine vollstän­
dige Isolation im privaten Bereich könne bei lebensnaher 
Betrachtung nicht angenommen werden.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 12. Juni 2025
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Aufenthaltsrecht
Kein Anspruch auf Elternnachzug nach Einbürgerung eines 
Flüchtlings
Die Eltern eines als Flüchtling Anerkannten haben keinen 
Anspruch auf Familiennachzug zu ihrem Kind, wenn dieses 
volljährig geworden ist und durch Einbürgerung die deut­
sche Staatsangehörigkeit erworben hat. Dies hat das Ober­
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Urteil vom 
3. Juni 2025 entschieden, Az. OVG 3 B 20/24.
Der Sohn der Kläger war 2015 als unbegleiteter Minderjäh­
riger eingereist und ihm wurde die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt. Im Juli 2022 erwarb er durch Einbürgerung die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Das Auswärtige Amt lehnte 
in der Folge den seit 2017 anhängigen Visumantrag der Klä­
ger auf Familiennachzug ab, weil mit der Einbürgerung die 
Flüchtlingseigenschaft erloschen sei. Das Verwaltungsgericht 
Berlin verpflichtete die beklagte Bundesrepublik Deutsch­
land, den Klägern Visa zum Nachzug zu ihrem Sohn zu 
erteilen, weil die praktische Wirksamkeit des Rechts der 
Europäischen Union es gebiete, den bestehenden Anspruch 
auf Familienzusammenführung auch durch eine Einbürge­
rung nicht erlöschen zu lassen.
Der 3. Senat des OVG änderte auf die Berufung der Beklag­
ten das Urteil und wies die Klage ab. Mit dem Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit und damit der Unionsbürger­
schaft ist die europäische Familienzusammenführungsrichtli­
nie nicht mehr anwendbar. Deshalb greift auch die zu die­
ser Richtlinie ergangene Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union nicht mehr, wonach ein Nachzug 
grundsätzlich auch nach Volljährigkeit der als Flüchtling 
anerkannten Person möglich ist, wenn diese bei Stellung 
des Asylantrags minderjährig war. Eine Übertragung dieser 
Grundsätze auf den Nachzug zu einem (nunmehr) deutschen 
Staatsangehörigen hat der Senat nicht für möglich gehalten.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 18/2025 vom 
3. Juni 2025

Kein Visum für ehemalige afghanische Ortskraft und ihre 
Familie
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat die auf 
Erteilung von Einreisevisa gerichtete Klage eines afghani­
schen Staatsangehörigen und seiner Familie mit Urteil vom 
4. Juni 2025 abgewiesen und damit eine teilweise stattge­
bende Entscheidung des Verwaltungsgerichts Berlin geän­
dert, Az. OVG 6 B 4/24.
Der Kläger macht geltend, er habe seit 2014 mehrfach bis 
zur Machtübernahme der Tailban in Afghanistan im Dienst 
der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenar­
beit GmbH (GIZ) Alphabetisierungskurse für afghanische 
Polizisten abgehalten und sei hierdurch gefährdet. Im August 
2021 machte er bei der von der GIZ für das Ortskräfte­
verfahren Afghanistan bereitgestellten Mailadresse eine so­
genannte Gefährdungsanzeige. Nachdem in der Folge eine 
Aufnahme nicht erklärt wurde, erhoben die Kläger im April 
2022 Klage auf Erteilung von humanitären Visa zur Einreise 
in die Bundesrepublik.
Der 6. Senat des OVG hat die Klage bereits als unzulässig 
abgewiesen. Die Kläger haben nicht den für die Visumertei­
lung erforderlichen Antrag bei einer deutschen Auslandsver­
tretung gestellt. Die erfolgte Gefährdungsanzeige stellt kei­
nen Visumantrag dar und steht diesem auch nicht gleich. Die 
Anzeige ist vielmehr dem Visumverfahren vorgeschaltet und 
löst lediglich einen behördeninternen politischen Willensbil­
dungsprozess aus, ob nach § 22 Satz 2 Aufenthaltsgesetz die 
Aufnahme im Bundesgebiet erklärt werden soll. Durch diese 
besondere Verfahrensweise wird der im Anschluss an die 

n Aufnahmeentscheidung zu stellende Visumsantrag nicht ent­
behrlich.
Der Senat hat die Klage zudem auch als unbegründet erach­
tet. Gegen die unterbliebene Aufnahme nach der Gefähr­
dungsanzeige können die Kläger nicht anführen, sie hätten 
einen Anspruch auf Aufnahme. Nach § 22 Satz 2 AufenthG 
muss die Aufnahme im Bundesgebiet der „Wahrung politi­
scher Interessen der Bundesrepublik Deutschland“ dienen. 
Ob dies der Fall ist, befindet allein die Bundesregierung in 
jedem Einzelfall im Rahmen ihres weiten politischen Ent­
scheidungsspielraums. Für die früheren Ortskräfte begrün­
det die Regelung kein Recht auf Aufnahme. Dieser behör­
deninterne politische Meinungsbildungsprozess stellt auch 
keine nach außen wirkende Verwaltungspraxis dar, die zu 
einer Selbstbindung der Verwaltung bei der Behandlung von 
Gefährdungsanzeigen anderer afghanischer Staatsangehöri­
ger führen könnte.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 19/2025 vom 
4. Juni 2025

Asylrecht

LSG Thüringen bestätigt die Einstellung von 
Asylbewerberleistungen bei ausreisepflichtigem Asylbewerber
Das Thüringer Landessozialgericht hat die Einstellung von 
Asylbewerberleistungen bei einem ausreisepflichtigen Asyl­
bewerber mit Beschluss vom 16. Mai 2025 bestätigt, Az. L 8 
AY 222/25 B ER.
Der Antragsteller ist syrischer Staatsbürger und reiste erst­
mals am 9. April 2024 in das Bundesgebiet ein und bean­
tragte Asyl. Zuvor hatte er bereits in Malta ein Asylantrag 
gestellt. Auf das entsprechende Übernahmeersuchen erklär­
ten die maltesischen Behörden im Juni 2024 ihre Zuständig­
keit nach der Dublin III Verordnung. Der Antragsteller wur­
de einer Unterkunft im Ilmkreis zugewiesen. Ihm wurden 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bewilligt. 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge lehnte den 
Asylantrag des Antragstellers als unzulässig ab, da Malta 
aufgrund des dort gestellten Asylantrags nach der Dublin III 
Verordnung zuständig sei. Die Abschiebung nach Malta 
wurde angeordnet. Dieser Bescheid ist seit dem 7. September 
2024 rechtskräftig und der Antragsteller daher vollziehbar 
ausreisepflichtig.
Mit Bescheid vom 20. Dezember 2024 hob der Landkreis 
den Bescheid über die Gewährung von Asylbewerberleistun­
gen in Wirkung zum 31. Dezember 2024 auf und bewilligte 
bis zum 14. Januar 2025 Überbrückungsleistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz und belehrte über die 
Möglichkeit von Härtefallleistungen. Hiergegen legte der 
Antragsteller Widerspruch ein, der mit Widerspruchsbe­
scheid vom 8. März 2025 als unbegründet zurückgewiesen 
wurde. Ein Eilantrag beim Sozialgericht Gotha hatte keinen 
Erfolg.
Der 8. Senat des LSG hat die hiergegen gerichtete Beschwer­
de zurückgewiesen. Er hat klargestellt, dass Gegenstand die­
ses Verfahrens nur die Einstellung von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz mit Wirkung zum 31. Dezem­
ber 2024 und die Gewährung von Überbrückungsleistungen 
bis zum 14. Januar 2025 ist, nicht aber die Gewährung von 
Härtefallleistungen nach § 1 Abs. 4 Satz 6 Asylbewerberleis­
tungsgesetz. Über Härtefallleistungen ist bislang durch den 
Landkreis noch nicht entschieden worden. Die gesetzlichen 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 Asylbewerberleistungsgesetz 
seien erfüllt. Danach hätten Leistungsberechtigte, deren 
Asylantrag durch das Bundesamt für Migration und Flücht­
linge als unzulässig abgelehnt und für die eine Abschiebung 
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angeordnet worden sei, keinen Anspruch auf Leistungen 
nach diesem Gesetz. Dies sei hier der Fall, da das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge durch bestandskräftigen Be­
scheid vom 18. August 2024 festgestellt habe, dass Malta 
aufgrund des dort gestellten Asylantrages nach Dublin III 
Verordnung zuständig sei. Verfassungs- und europarechtli­
che Bedenken seien nicht ersichtlich.
Darüber hinaus bestanden für den Senat erhebliche Zweifel 
am tatsächlichen Aufenthalt des Antragsstellers im Bundes­
gebiet. Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ist die Leis­
tungsberechtigung des Ausländers an den tatsächlichen Auf­
enthalt im Bundesgebiet geknüpft. Hierfür reicht eine posta­
lische Erreichbarkeit allein nicht aus. Nach dem Sachverhalt 
beständen erhebliche Zweifel daran, ob der Antragsteller 
sich lückenlos im Bundesgebiet aufgehalten hat bzw. aufhält.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Thüringen LSG Nr. 2/2025 vom 2. Juni 
2025

Zurückweisungen bei Grenzkontrollen rechtswidrig
Personen, die bei Grenzkontrollen auf deutschem Staatsge­
biet ein Asylgesuch äußern, dürfen nicht ohne Durchführung 
des Dublin-Verfahrens zur Bestimmung des zuständigen Mit­
gliedstaates für die Prüfung des Asylantrags zurückgewiesen 
werden. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin in mehreren 
Eilverfahren vom 2. Juni 2025 entschieden, Az. VG 6 L 
191/25 u.a.. 
Die drei somalischen Antragsteller, zwei Männer und eine 
Frau, gelangten mit dem Zug aus Polen kommend ins Bun­
desgebiet. Am 9. Mai 2025 wurden sie am Bahnhof Frank­
furt (Oder) durch die Bundespolizei kontrolliert und nach 
Äußerung eines Asylgesuchs noch an demselben Tag nach 
Polen zurückgewiesen. Die Zurückweisung wurde seitens 
der Bundespolizei mit der Einreise aus einem sicheren Dritt­
staat begründet. Hiergegen wandten sich die Antragsteller, 
die sich derzeit in Polen aufhalten, mit Eilanträgen. 
Die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts hat den Anträgen 
im Wesentlichen stattgegeben. Die Zurückweisung der An­
tragsteller sei rechtswidrig. Die Bundesrepublik sei nach der 
Dublin-Verordnung der EU dazu verpflichtet, bei Asylgesu­
chen, die auf deutschem Staatsgebiet gestellt werden, in je­
dem Fall das in dieser Verordnung vorgesehene Verfahren 
zur Bestimmung des für das Asylverfahren zuständigen Mit­
gliedstaats vollständig durchzuführen (so genanntes „Dub­
lin-Verfahren“). Die Antragsteller hätten ein entsprechendes 
Asylgesuch geäußert, sodass ihnen der Grenzübertritt er­
laubt und das Dublin-Verfahren in Deutschland durchge­
führt werden müsse. Die Bundesrepublik könne sich nicht 
darauf berufen, dass die Dublin-Verordnung angesichts einer 
Notlage unangewendet bleiben dürfe. Insbesondere könne 
sie die Zurückweisungen nicht auf die Ausnahmeregelung 
des Art. 72 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä­
ischen Union (AEUV) stützen. Es fehle dafür bereits an der 
hinreichenden Darlegung einer Gefahr für die öffentliche Si­
cherheit oder Ordnung durch die Antragsgegnerin.
Die Antragsteller könnten allerdings nicht verlangen, über 
den Grenzübertritt hinaus in das Bundesgebiet einzureisen. 
Denn nach der Dublin-Verordnung sei es möglich, das Dub­
lin-Verfahren an der Grenze oder im grenznahen Bereich 
durchzuführen, ohne dass damit zwangsläufig eine Einreise­
gestattung verbunden sein müsse.
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 32/2025 vom 2. Juni 2025

Arbeitsrecht
Abmahnung eines Mitglieds der ver.di-Betriebsgruppe der FU 
Berlin unrechtmäßig
Das Arbeitsgericht Berlin hat mit Urteil vom 6. Mai 2025 
die Abmahnung eines Mitglieds der ver.di- Betriebsgruppe 

n

bei der Freien Universität Berlin wegen deren Aufrufs im In­
ternet für unrechtmäßig angesehen und damit anders ent­
schieden, als eine andere Kammer in einem Parallelfall, Az. 
22 Ca 11081/24.
In dem Aufruf wird der Universität vorgeworfen, sich tarif­
widrig, mitbestimmungsfeindlich und antidemokratisch zu 
verhalten und dadurch den Rechtsruck und den Aufstieg der 
AfD zu befördern.
Das klagende Vorstandsmitglied der ver.di-Betriebsgruppe 
stand bis zum 30. September 2024 in einem Arbeitsverhält­
nis zur beklagten Universität. Der Vorstand der Betriebs­
gruppe veröffentlichte Ende Januar 2024 auf deren Internet­
präsenz einen Aufruf zur Teilnahme an einem Aktionstag 
unter anderem gegen die AfD. Darin heißt es über die be­
klagte Universität, sie halte Tarifverträge nicht ein, gliedere 
Tätigkeiten unterer Lohngruppen mit einem hohen Anteil 
migrantischer Beschäftigter aus, bekämpfe Mitbestimmung 
und demokratische Prozesse, und gewerkschaftliche Organi­
sierung sei ihr ein Dorn im Auge. Damit fördere die Univer­
sität den Rechtsruck und den Aufstieg der AfD.
Die Arbeitgeberin erteilte dem Arbeitnehmer Anfang März 
2024 eine Abmahnung. In den zitierten Passagen liege eine 
ehrverletzende Kritik, die eine Verletzung der Treue- und 
Loyalitätspflicht im Arbeitsverhältnis darstelle.
Die 22. Kammer des ArbG hat der Klage auf Entfernung 
der Abmahnung stattgegeben. Zu Unrecht sei die beklagte 
Arbeitgeberin davon ausgegangen, in dem Beitrag aus Janu­
ar 2024 liege eine Pflichtverletzung des Arbeitnehmers. Ab­
zuwägen seien dabei das Grundrecht auf Meinungsfreiheit 
einerseits und die Nebenpflicht zur Rücksichtnahme auf die 
Interessen der Arbeitgeberin aus dem Arbeitsverhältnis an­
dererseits. Der dem Betriebsgruppenmitglied in der Abmah­
nung vorgehaltene Beitrag enthalte zum Teil Behauptungen 
mit einem wahren Tatsachenkern, so zur Auszahlung tarif­
licher Entgeltbestandteile erst mit Verzögerung und zur Ver­
gabe von Reinigungsaufträgen an externe Dienstleister, von 
denen eine hohe Anzahl migrantischer Beschäftigter betrof­
fen sei. Im Übrigen handele es sich um Werturteile, die die 
Grenze zu einer vom Schutz der Meinungsfreiheit aus Arti­
kel 5 Absatz 1 Grundgesetz nicht gedeckten Schmähkritik 
nicht überschritten.
Schließlich stehe auch die zwischenzeitliche Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses dem Anspruch auf Entfernung der Ab­
mahnung aus der Personalakte des klagenden Arbeitnehmers 
nicht entgegen. Denn es sei denkbar, dass dieser bei einem 
anderen Arbeitgeber im Bereich des öffentlichen Dienstes 
tätig werden wolle und dieser mit seinem Einverständnis 
Einblick in die Personalakte erhalte.
Gegen das Urteil hat die beklagte Arbeitgeberin Berufung 
beim Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt.
Quelle: Pressemitteilung des LAG Berlin-Brandenburg Nr. 15/2025 vom 
26. Mai 2025

Sozialrecht

Plötzlich 14 Jahre älter und reif für die Rente
Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil 
vom 11. Juni 2025 den Anspruch einer Klägerin auf Vergabe 
einer neuen Sozialversicherungsnummer mit dem Geburts­
jahr 1946 (statt wie bislang 1960) verneint, Az. L 33 R 
333/21.
Die Klägerin und ihr Ehemann reisten Anfang der 1980er 
Jahre in die Bundesrepublik Deutschland ein. Gegenüber 
den bundesdeutschen Behörden gab die Klägerin an, sie hei­
ße Frau Y., sei 1960 in Beirut geboren und staatenlos. Sie 
legte bei ihrer Einreise einen libanesischen Pass vor, der ihre 
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Angaben bestätigte. Die Rentenversicherung erteilte der Klä­
gerin eine Versicherungsnummer, der das Geburtsjahr 1960 
zugrunde lag.

Ab Anfang 2015 gab die Klägerin gegenüber den Behörden 
an, sie heiße eigentlich Frau T., sei 1946 in der Türkei gebo­
ren und besitze die türkische Staatsangehörigkeit. Sie legte 
einen 2014 ausgestellten türkischen Pass sowie einen Auszug 
aus dem türkischen Personenstandsregister vor. Beide Doku­
mente bestätigten das Geburtsjahr 1946. Unter Bezugnah­
me auf dieses Geburtsjahr beantragte die Klägerin Anfang 
2017 ihre Altersrente. Die Rentenversicherung erkannte das 
„neue“ Geburtsjahr nicht an und änderte die Versicherungs­
nummer entsprechend nicht. Es sei nicht nachgewiesen, dass 
Frau Y. dieselbe Person sei wie Frau T.

Das Sozialgericht Berlin gab der Klägerin Recht und verur­
teilte die Rentenversicherung, ihr eine neue Versicherungs­
nummer mit dem Geburtsjahr 1946 zu vergeben, so dass die 
Frau ihre Altersrente hätte beanspruchen können.

Dagegen legte die Rentenversicherung Berufung ein. Das 
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg leitete Ermittlungen 
ein und ließ die Fingerabdrücke der Klägerin mit denjenigen 
abgleichen, die kurz nach der Einreise im Jahr 1981 unter 
der Personalie Frau Y. aufgenommen worden waren. Es 
stellte sich heraus, dass Frau Y. und der Klägerin Frau T. 
eindeutig ein und dieselbe Person waren.

Der 33. Senat des LSG hat nunmehr der Berufung der 
Rentenversicherung (gleichwohl) stattgegeben und das erst­
instanzliche Urteil aufgehoben. Im Grundsatz sei das Ge­
burtsjahr maßgebend, das erstmals gegenüber der Renten­
versicherung angegeben worden sei, hier also das Jahr 1960. 
Abweichendes könne allenfalls und unter engen Vorausset­
zungen dann gelten, wenn sich ein anderes Geburtsjahr aus 
einer Urkunde ergebe, die vor dem Zeitpunkt der erstma­
ligen Angabe des Geburtsdatums gegenüber der Rentenver­
sicherung ausgestellt worden sei. Eine solche Urkunde sei 
zwar prinzipiell das türkische Personenstandsregister, da das 
Geburtsdatum (1946) dort bereits 1962 eingetragen worden 
sei. Im vorliegenden Fall sei diese ältere Urkunde aber nicht 
besser geeignet als der libanesische Pass, die Richtigkeit des 
Geburtsdatums zu belegen. Damals habe die in ländlichen 
Gegenden der Türkei oftmals mit großer zeitlicher Verzöge­
rung erfolgende Eintragung einer Geburt in das Personen­
standsregister nicht ohne Weiteres die Vermutung der Rich­
tigkeit für sich beanspruchen können. Auch vorliegend sei 
die Geburt der Klägerin erst Ende 1962 und damit fast 17 
Jahre nach dem angegebenen Geburtsdatum registriert wor­
den. Die Klägerin sei zudem bei der Registrierung nicht an­
wesend gewesen. Eine ggf. gravierende Diskrepanz zwischen 
dem dokumentierten Geburtsdatum und dem äußeren Er­
scheinungsbild der Klägerin hätte deshalb nicht wahrgenom­
men werden können. Auch die sonstigen Umstände sprächen 
gegen das Geburtsjahr 1946. Die Klägerin wäre dann bei 
ihrer Hochzeit im Jahr 1977 31 Jahre alt gewesen und hätte 
einen 14-jährigen Jungen – ihren 1963 geborenen Ehemann 
– geheiratet. Mit 35 Jahren hätte sie ihr erstes Kind sowie 
zwischen dem 39. und dem 45. Lebensjahr fünf weitere Kin­
der zur Welt gebracht. Ein solches Szenario lasse sich zwar 
nicht gänzlich ausschließen, sei bei lebensnaher Betrachtung 
aber doch sehr unwahrscheinlich.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 19. Juni 2025

VERANSTALTUNGEN

69. DACH-Tagung vom 18. - 20. September 2025 in 
Istanbul

Die europäische Anwaltsvereinigung DACH lädt zur 69. 
Konferenz vom 18. – 20. September nach Instanbul ein. Un­
ter dem Thema „Rechtsschutz im Zeitalter von KI – Intellec­
tual Property und Wettbewerb“ stehen die tiefgreifenden 
Veränderungen, die Künstliche Intelligenz in den Bereichen 
Geistiges Eigentum und Wettbewerbsrecht mit sich bringt, 
im Fokus der Tagung.
Information und Anmeldung unter www.dach-ra.de

Ausstellung „WIE SCHNELL DER WIND DREHT“ im LG 
Leipzig

Im Rahmen der Reihe Kunst und Justiz zeigt das Landge­
richt Leipzig unter dem Titel „WIE SCHNELL DER WIND 
DREHT“ Arbeiten im Zusammenhang mit der Diplomprü­
fung von Chiara Hofmann. Hofmann hat an der Burg Giebi­
chenstein das Studium der Malerei begonnen und es an der 
Hochschule für Grafik und Buchkunst fortgesetzt. Die Wer­
ke sind bis zum 5. September während der Öffnungszeiten 
des Gerichts zu sehen.
Quelle: Pressemitteilung des LG Leipzig vom 4. Juni 2025

PERSONALIA

Thomas Fresemann ist neuer Präsident des Landgerichts 
Görlitz

Der promovierte Jurist Thomas Fresemann wurde 1966 in 
Hamburg geboren und begann 1997 seine berufliche Tätig­
keit als Richter auf Probe in der sächsischen Justiz beim 
Amtsgericht Görlitz. Nach Stationen bei der Staatsanwalt­
schaft Görlitz und beim Oberlandesgericht Dresden wurde 
er 2000 zum Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Görlitz 
und 2002 zum Richter beim Landgericht Görlitz ernannt. 
2003 wechselte Fresemann zunächst im Wege der Abord­
nung an das Landgericht Bautzen, wo er 2005 Vorsitzender 
Richter wurde. Es folgten diverse Abordnungen und 2013 
eine Verssetzung an das Landgericht Görlitz, wo er als 
Vorsitzender Richter einer großen Strafkammer tätig war. 
2016 wurde er zum Vorsitzenden Richter am OLG ernannt 
und an das OLG Dresden versetzt. 2018 ging Fresemann 
im Wege der Abordnung an das LG Görlitz, wo er 2020 
zum Vizepräsidenten ernannt wurde. Ab 2021 war Thomas 
Fresemann als Leitender Oberstaatsanwalt bei der Staatsan­
waltschaft Görlitz tätig.
Quelle: Pressemitteilung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 
vom 26. Mai 2025

Julia Lübke zur Professorin an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena ernannt

Die gebürtige Heidelbergin Prof. Dr. Julia Lübke ist neue 
Professorin für Bürgerliches Recht und Gesellschaftsrecht an 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Ihren Arbeitsschwer­
punkt will die Professorin auf die Verbindung von Wirt­
schaftsrecht und Digitalisierung legen.
Quelle: Pressemitteilung der Friedrich-Schiller-Universität Jena vom 
26. Mai 2025
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	III. Grundlegende Bedingungen der Anwendung des § 16 SächsVersG
	IV. Materielle Bedingungen der Ungeeignetheit von Ordnern
	V. Datenübermittlung an die Polizei nach Absatz 3
	VI. Folgen der Ungeeignetheit der Ordner aus Sicht der Versammlungsbehörde
	VII. Weitere Datenübermittlung an die Polizei und deren Maßnahmen nach Absatz 5 und 6
	VIII. Fazit

	Aktuelle Entwicklungen im Recht der Sozialhilfe im Jahr 2024
	I. Berücksichtigung von Einkommen
	II. Berücksichtigung von Vermögen
	III. Besondere Bedarfslagen
	1. Menschen in Einrichtungen, hier: JVA
	2. Wohnungserstausstattung
	3. Bedarfe für die Vorsorge
	4. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
	5. Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

	IV. Bedarfe für Unterkunft und Heizung
	V. Hilfe zur Pflege – Altersvorsorgebeiträge für eine Pflegeperson
	VI. Übernahme von Bestattungskosten
	1. Unzumutbarkeit der Kostentragung
	2. Erforderlichkeit der Bestattungskosten

	VII. Rückforderung gegenüber Erben
	VIII. Rückforderung bei Leistungserbringung ohne Verwaltungsakt
	IX. Recht der Eingliederungshilfe
	1. Verhältnis von „neuer“ und „alter“ Eingliederungshilfe
	2. Fahrtkosten für den Schulbesuch
	3. Vererbung von Ansprüchen auf Eingliederungshilfe


	Das Cannabisverbot für Fahranfänger 
	I. Cannabisbezogene Struktur des § 24 c StVGZum Alkoholverbot für Fahranfänger: Krumm NJ 2021, 500
	II. Das neue Cannabisverbot für Fahranfänger
	1. Die Gesetzesbegründung
	2. Ausblick in die Praxis
	a. Feststellung von THC und der Erreichung des Grenzwertes
	b. Nachkonsum
	c. Zusichnehmen von THC während der Fahrt

	3. Medikamentenprivileg

	III. Die subjektive Seite des § 24 c StVG
	IV. Rechtsfolgen

	kopf_rechtsprechung
	Vertragsrecht
	Anwendung des Fernunterrichtsschutzgesetzes auf Online-Coaching-Verträge 

	Mietrecht
	Tatsächliche Vermutung eines Mietmangels bei Flächenabweichung von 10 %

	Baurecht
	Vollständige Fertigstellung im Sinne der Makler- und Bauträgerverordnung (MaBV) entspricht der Herstellung der Abnahmereife 

	AGB-Recht
	§ 32 Abs. 1 Satz 1 KWG Schutzgesetz i. S. v. § 823 Abs. 2 BGB zugunsten des einzelnen Kapitalanlegers

	Familienrecht
	Fehlender Anordnungsgrund für Übertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts
	Voraussetzungen für das Unterlassen des Versorgungsausgleichs mehrerer geringfügiger Anrechte 

	Zivilprozessrecht
	Glaubhaftmachung der vorübergehenden Unmöglichkeit der Übersendung eines elektronischen Dokuments
	Frist und Begründung zur Ablehnung eines Sachverständigen
	Als pdf-Datei mit Passwortschutz übermittelte Einspruchsschrift nicht formgerecht

	Kostenrecht
	Rechtsmissbräuchliches Vorgehen des Nebenintervenienten zur Erlangung eines Kostentitels
	Gegenstandswert einer einstweiligen Verfügung auf Zulassung einer Vorschlagsliste zur Betriebsratswahl 

	Strafrecht
	Negative Sozial- und Legalprognose bei Prüfung einer Strafaussetzung zur Bewährung

	Strafvollzugsrecht
	50 Gramm Cannabisbesitz eines Strafgefangenen in seinem Haftraum zulässig 

	Arbeitsrecht
	Entstehung betrieblicher Übung bei arbeitsvertraglicher Bezugnahme auf Tarifvertrag 

	Rehabilitierungsrecht
	Bloße Prüfung des groben Missverhältnisses der Rechtsfolgen zur zugrundeliegenden Tat unzureichend 


	kopf_rezension
	
	Herausgeber
	Redaktion
	Impressum



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


